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Fatale Folgen
Über den Einfl uss der EU-Direktzahlungen auf die Preisbildung von Agrarprodukten 

und die Gestaltung von Agrarpolitiken in den Ländern Afrikas

von Stig Tanzmann

Die Direktzahlungen der EU im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) richten sich primär 

an die Landwirte innerhalb der EU. In einer zunehmend globalisierten Wirtschaft bleiben sie jedoch 

nicht folgenlos auch für Märkte außerhalb Europas. Dies zeigt der folgende Beitrag am Beispiel 

 Afrikas. Ziel ist dabei nicht eine ökonomische Analyse, wie die Direktzahlungen der EU die Preisbil-

dung von Agrarprodukten in Afrika beeinfl ussen. Vielmehr geht es dem Autor darum, den strukturel-

len Einfl uss der EU-Direktzahlungen auf die Gestaltung von Agrarpolitiken und Agrarprogrammen 

sowie auf die Preisbildung von Agrarprodukten in Afrika aufzuzeigen. Die europäische Agrarpolitik 

steht mit ihrem Einfl uss natürlich nicht alleine; auch andere Agrarpolitiken, die die Nahrungsmit-

telproduktion in Richtung Weltmarkt trimmen – allen voran die Politik der Welthandelsorganisa-

tion (WTO) – spielen hier eine Rolle. Doch wegen der großen geografi schen Nähe, der vielfältigen 

Handelsverbindungen und dem Fokus in der deutschen und europäischen Entwicklungszusammen-

arbeit auf Afrika ist die EU-Agrarpolitik von besonderer Bedeutung für die Länder Afrikas und steht 

daher auch im Fokus dieses Artikels.

Historisch stehen die Direktzahlungen, also die Flä-
chenprämien der EU, in engem Zusammenhang mit 
dem Ziel und der Notwendigkeit, die GAP mit dem 
Agrarabkommen der WTO konform zu gestalten. Das 
WTO Agrarabkommen gründet auf der Uruguay-
Verhandlungsrunde (1986 bis 1994) des GATT-Ver-
trages und verlangt die Entkoppelung der Agrarsub-
ventionen von der direkten Produktion.¹ Mit den 2003 
von der EU beschlossenen und 2005 in Deutschland 
eingeführten, an die Fläche gebundenen Direktzah-
lungen wollte die EU das WTO-Agrarabkommen bes-
ser umsetzten als in den Reformschritten zuvor und 
gleichzeitig das Unterstützungsniveau in der Land-
wirtschaft  hochhalten und den eigenen Exportanteil 
am Weltagrarhandel halten oder ausbauen. Bei der 
WTO-konformen Umgestaltung der GAP ging es der 
EU sehr stark und maßgeblich um die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit und die Orientierung am Welt-
marktpreis der einzelnen Agrarprodukte.

Exportsubventionen und die Eroberung neuer Märkte

Ein nicht unbedeutender Teil der EU-Agrarexport-
märkte wurde bereits vor der Umgestaltung der GAP 

mit vielen Milliarden Euro an Exportsubventionen 
erobert. Insbesondere die Weizenüberschüsse der EU 
wurden in den 1980er- bis Anfang der 1990-Jahre im 
Export umfangreich subventioniert und senkten den 
Weltmarktpreis von Weizen. Im Jahr 1993 wurden 
 allein für den Getreideexport Exportsubventionen von 
2,5 Milliarden Euro gezahlt. Auch die Preise anderer 
kalorienreicher Grundnahrungsmittel gerieten unter 
Druck. In der Folge der EU-Exportsubventionspolitik 
wurde es für viele, insbesondere afrikanische Staaten, 
in den 1980er- und 1990er-Jahren attraktiv, große 
Mengen Weizen aus der EU zu importieren. Denn der 
Weizen war so billig, dass dieser trotz der Importzölle, 
mit denen sich die afrikanischen Staaten Devisen ver-
schafft  en, billiger war als lokale Grundnahrungsmittel. 
Dies setzte die lokale Grundnahrungsproduktion, ins-
besondere in Afrika, unter starken Preisdruck. Viele 
Bäuerinnen und Bauern, die Hirse, Reis und andere 
Grundnahrungsmittel anbauten, waren der Konkur-
renz durch den subventionierten europäischen Wei-
zen nicht gewachsen. 

Diese Situation wurde zusätzlich dadurch ver-
schärft , dass die afrikanischen Agrarpolitiken und 
Agrarprogramme im Rahmen der Strukturanpas-
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sungsprogramme, die den überschuldeten afrikani-
schen Ländern in den 1980er-Jahren auferlegt waren, 
drastisch gekürzt wurden. Viele afrikanische Bäue-
rinnen und Bauern fanden sich so in einer Situation 
wieder, dass sie einerseits mit stark subventionierten 
Produkten aus dem Ausland konkurrieren mussten, 
andererseits aber selbst teilweise über Jahrzehnte kei-
nerlei Unterstützung von ihrem Staat erhielten.

Diese Lage verfestigte sich durch die Gründung der 
WTO im Jahr 1994. Zwar wurden die Exportsubventio-
nen der EU abgebaut und auf null gesetzt, dafür wurde 
aber der Agrarhandel liberalisiert. Dadurch wurde es 
für die afrikanischen Länder schwieriger, starke Zölle 
auf Agrarprodukte durchzusetzen. Gleichzeitig waren 
viele afrikanische Staaten nun abhängig (geworden) 
von Weizenimporten und hatten keine Mittel, die 
 eigene Agrarproduktion stärker anzukurbeln. 

Der Weltmarktpreis für Grundnahrungsmittel wie 
Weizen verfestigte sich in den folgenden Jahren als 
Richtschnur vor allem für Agrarpolitiken und Agrar-
programme, wenn sie in der Praxis erfolgreich sein 
wollten. Im Rahmen der WTO nicht mehr durchsetz-
bar war ein starker Außenschutz, der die Produktion 
vor Ort abschirmt, um der lokalen, meist kleinbäuerli-
chen Landwirtschaft  die Preise zu sichern, die notwen-
dig wären, um eine gutes Einkommen zu generieren 
und dringend notwendige Investitionen zur Effi  zienz- 
und Produktionssteigerung zu tätigen. Dies bedeutet 
insbesondere bei der Versorgung großer Märkte wie 
den afrikanischen Metropolen, dass afrikanische Pro-
duzentinnen (meist sind es Frauen, die in der Land-
wirtschaft  tätig sind) zu jeweiligen Weltmarktpreisen 
liefern müssen. Dies aber ohne ein System umfangrei-
cher Agrarsubventionen, wie es in der EU und anders-
wo eingeführt wurde – eine fast unmögliche Aufgabe.

Weizenüberschüsse und die Externalisierung 

von Kosten

Eine der wichtigen Grundlagen für die exportierten 
Weizenüberschüsse sind die hohen Hektarerträge 
beim Weizenanbau in der EU. In Deutschland wurden 
in den letzten Jahren im Durchschnitt über 75 Dezi-
tonnen pro Hektar geerntet: deutlich mehr als im Rest 
der Welt. Doch diese hohen Erträge sind nur mög-
lich auf der Basis intensiver Düngung, insbesondere 
intensiver Stickstoff düngung. Die Stickstoff düngung 
wurde in den letzten Jahrzehnten in der EU stark 
ökonomisch optimiert. Kurz, es wird soviel Stickstoff  
eingesetzt, wie ökonomisch sinnvoll ist – aber auch 
nicht weniger.

Was in dieser ökonomischen Berechnung fehlt, 
sind die ökologischen Folgekosten dieser intensiven 
Stickstoff düngung und der intensiven Bewirtschaf-
tung der Weizenfl ächen auch mit Pestiziden. Grund-

sätzlich kann man dieses Produktionsmodell auf den 
Ansatz der Grünen Revolution zurückführen: also 
Produktion steigern durch erhöhten (ökonomisch 
maximierten) Einsatz von externen Produktionsmit-
teln wie Düngemitteln und Pestiziden, bei gleichzei-
tigem Ausklammern der ökologischen Folgekosten.

Diese Folgekosten der Grünen Revolution werden 
bisher externalisiert und müssen von der Gesellschaft  
getragen werden. Für die EU-Agrarpolitik bedeutet 
dies, dass sie sich – fast zwangsläufi g – immer wieder 
in starkem Konfl ikt mit der EU-Umweltpolitik befi n-
det und dass sie zunehmend auch von der Bevölke-
rung kritisiert wird, die die Folgekosten nicht mehr 
tragen will. Klare Problemfelder sind hierbei die Stick-
stoff überschüsse, die Belastung des Grundwassers mit 
Nitrat und der Biodiversitätsverlust. 

Würden die ökologischen Grenzen des Stickstof-
feinsatzes in der Landwirtschaft  in Deutschland und 
der EU eingehalten, würden die Erträge, insbesondere 
bei Weizen, sinken. Folgerichtig würden sich auch die 
Agrarpreise auf dem Weltmarkt erhöhen, was wieder-
um die Wettbewerbsfähigkeit der afrikanischen Land-
wirtschaft  steigern würde. Gleichzeitig würden für die 
intensiven Agrarsysteme endlich Anreize geschaff en, 
anders zu produzieren und sich vom Produktions-
modell der Grünen Revolution zu lösen.

Das agrarpolitische Dilemma Afrikas …

Vor welchen Herausforderungen standen und stehen 
nun im Rahmen der WTO die afrikanischen Staaten 
bei der Gestaltung ihrer eigenen Agrarpolitiken, dem 
maßgeblichen Instrument, Agrarpreise zu beeinfl us-
sen? Mit der WTO setzte sich das Dogma des »Frei-
handels« auch bei Agrarprodukten durch. Gerade 
für ökonomisch schwache Staaten ist es schwierig, 
die Spielräume bei Zöllen auszunutzen, die die WTO 
noch bietet. Der eigene Agrarsektor ist bereits durch 
massive Importkonkurrenz geschwächt und für eine 
Stützung der heimischen Landwirtschaft  fehlen die 
Finanzen. Gleichzeitig konnten viele Industriestaaten, 
allen voran die EU und die USA, ihre umfangreichen 
Subventionsprogramme so umdefi nieren, dass diese 
nun als »WTO-konform« gelten, ohne dass jedoch 
eine Verringerung der Produktionsintensität einsetz-
te. Dies vor allem auch, weil die ökologischen Folge-
kosten der inputintensiven Produktionsmodelle dieser 
Staaten zu größten Teilen weiter externalisiert werden. 

Für die afrikanischen Staaten bedeutet dies, dass sie 
kaum noch eine Chance haben für einen eff ek tiven 
Außenschutz von Agrarprodukten, insbesondere bei 
Grundnahrungsmitteln. Eine Reduktion des Agrarsub-
ventionsniveaus der EU und der USA ist nicht zu er-
warten; ebenso wenig eine Internalisierung der ökolo-
gischen Folgekosten des Produktionsmodells der Grü-
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nen Revolution. Afrikanische Bäuerinnen und Bauern 
werden mit ihren begrenzten Ressourcen daher auch 
weiterhin zu Weltmarktpreisen produzieren müssen, 
wenn sie die größeren Binnenmärkte erreichen wollen. 
Der einzige, jedoch fatale Ausweg, um an Ernährungs-
souveränität zu gewinnen, scheint darin zu bestehen, 
möglichst schnell die Erträge und die Produktivität zu 
steigern und die ökologischen und sozialen Folgekos-
ten noch stärker zu vernachlässigen als die EU.

… und der Neustart afrikanischer Agrarpolitiken

Erst mit der Erklärung von Maputo im Jahr 2003 ² wag-
ten die afrikanischen Staaten im Rahmen der Afrikani-

schen Union eine Art Neustart oder Wiederbelebung 
der eigenen Agrarpolitik. Dieser Neustart löste sich 
immerhin von den Dogmen der Strukturanpassungs-
programme. Um den Hunger zu überwinden und 
die Importabhängigkeit von Grundnahrungsmitteln 
zu reduzieren, verpfl ichteten sich die afrikanischen 
Staatschefs, die Agrarbudgets wieder stark anzuheben. 
Zielmarke sind zehn Prozent der Staatsausgaben für 
den Agrarsektor. Diese Ziele im Agrarbereich wurden 
2014 mit der Erklärung von Malabo noch einmal be-
kräft igt und spezifi ziert.³ Aber nur wenigen Staaten 
gelang es, ihre Agrarbudgets wirklich signifi kant zu 
steigern, geschweige denn die Zehn-Prozent-Marke 
zu erreichen. Aber über diese Selbstverpfl ichtung zu 

Was hat Ungleichheit mit Agrarpolitik zu tun?

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU und das zehnte Entwicklungsziel der Vereinten Nationen

Das zehnte der insgesamt 17 Entwicklungsziele der Verein-

ten Nationen (Sustainable Development Goals – SDGs) lau-

tet: »Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern.«⁴ 

Dieses Ziel hat es in sich, insbesondere für die Agrarpolitik 

der EU. Denn das Ziel betrifft sowohl die Innen- als auch 

die Außenwirkung der GAP. Nach innen geschaut bedeutet 

dieses Entwicklungsziel, dass die unterschiedlichen Aus-

zahlungen beispielsweise der Flächenprämie zwischen den 

verschiedenen europäischen Staaten nicht zu rechtferti-

gen sind und daher sukzessive abgebaut bzw. mittelfristig 

gänzlich angeglichen werden müssen. Nimmt man dann 

noch das Unterziel 10.1 hinzu und kombiniert es logisch 

mit Unterziel 2.3, dann wird deutlich, vor welcher Heraus-

forderung die GAP alleine intern steht, will sie einen ernst-

zunehmenden Beitrag zur Erreichung der SDGs leisten:

 ■ SDG 10.1 lautet: »Bis 2030 nach und nach ein über dem 

nationalen Durchschnitt liegendes Einkommenswachs-

tum der ärmsten 40 Prozent der Bevölkerung erreichen 

und aufrechterhalten.«

 ■ SDG 2.3 lautet: »Bis 2030 die landwirtschaftliche 

Produktivität und die Einkommen von kleinen Nah-

rungsmittelproduzenten, insbesondere von Frauen, 

Angehörigen indigener Völker, landwirtschaftlichen 

Familienbetrieben, Weidetierhaltern und Fischern, 

verdoppeln, unter anderem durch den sicheren und 

gleichberechtigten Zugang zu Grund und Boden, ande-

ren Produktionsressourcen und Betriebsmitteln, Wis-

sen, Finanzdienstleistungen, Märkten sowie Möglich-

keiten für Wertschöpfung und außerlandwirtschaftliche 

Beschäftigung.«

In den meisten ost- und südeuropäischen Staaten wird ein 

nicht unbedeutender Anteil der ärmsten 40 Prozent der 

Bevölkerung auf oder vom Land leben. Ihr Einkommen bis 

2030 stärker zu steigern als das der übrigen Bevölkerung 

und gleichzeitig ihre Betriebe zu erhalten, ist ein völlig 

neuer Blick auf die Aufgaben der GAP. Besonders deutlich 

wird die Herausforderung, vor der die GAP in diesem Be-

reich steht, nimmt man die Verdoppelung der Einkommen 

von kleinen Nahrungsmittelproduzenten, insbesondere 

Frauen und landwirtschaftlichen Familienbetrieben, aus 

SDG 2.3 als Richtschnur. Noch interessanter wird es, wenn 

folgerichtig auch die ganzen Arbeiterinnen und Arbeiter 

auf den Obst- und Gemüseplantagen in Spanien, Frank-

reich und Italien, aber auch im deutschen Spargelanbau, 

mit in die Über legungen einbezogen würden.

Aus dieser Sicht müsste die Ausschüttung der Agrarsub-

ventionen radikal in Richtung Ost- und Südeuropa neu-

ausgerichtet werden. Und in Nordeuropa müssten kleine 

Betriebe massiv bessergestellt werden. Gleichzeitig müss-

te das Instrument der Flächenprämie generell infrage-

gestellt werden, denn werden mit ihr gezielt Frauen und 

Landarbeiterinnen erreicht oder nicht viel mehr systema-

tisch diskriminiert? Ein Strukturwandel gemäß dem Motto 

»Wachse oder Weiche« ist mit SDG 10 jedenfalls nicht in 

Einklang zu bringen.

Schon allein die Betrachtung der Innenwirkung, die 

entfaltet würde, wenn sich die GAP der Herausforderung 

stellen würde, diese Entwicklungsziele und -unterziele 

umzusetzen, ist so grundlegend und folgenreich, dass 

man erst einmal innehalten will, bevor man an die Außen-

wirkung denkt: Die Export- und Wettbewerbsorientierung 

der EU-Agrarpolitik wäre im Licht von SDG 10 und SDG 2 

auf jeden Fall erst einmal obsolet. Und man würde sich si-

cher über exklusiven Marktzugang von besonders benach-

teiligten Gruppen in der ländlichen Bevölkerung, nicht 

aber von Staaten Gedanken machen. Letztlich müsste die 

GAP endlich dazu stehen, nicht mehr Agrar-, sondern Ge-

sellschaftspolitik zu sein.
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mehr Engagement ist zumindest die Aufmerksamkeit 
der Zivilgesellschaft  und bäuerlicher Organisationen 
mit Blick auf afrikanische Agrarpolitiken wieder ge-
stiegen. Bei vielen afrikanischen Organisationen ist 
die Einsicht gewachsen, dass es wichtig ist, erst ein-
mal die eigene Regierung in die Verantwortung zu 
nehmen und zu analysieren, wohin die vorhandenen, 
wenn auch stark begrenzten Mittel der staatlichen 
Agrarpolitik fl ießen. Nur so lassen sich dann auch die 
großen und problematischen externen Agrarentwick-
lungsprogramme kritisieren.

Wenige Jahre nach dem Ausrufen der Maputo-Er-
klärung startete 2006 mit AGRA (Alliance for a Green 
Revolution in Africa) eine von philanthropischen Ge-
bern wie der Bill & Melinda Gates Foundation und 
der Rockefeller Foundation gegründete Organisation 
mit dem Ziel, die Agrarproduktion in Afrika zu revi-
talisieren und zu modernisieren. Das Programm von 
AGRA basiert, wie der Name schon sagt, auf der Grü-
nen Revolution. Deutliche Zeichen, wo die Reise mit 
AGRA hingehen soll, ist zum einen die Tatsache, dass 
AGRA 20 Millionen US-Dollar für den Aufb au des 
Lobbyverbandes African Fertilizer and Agribusiness 
Partnership bereitstellte. Weiter hat AGRA die Saat-
gutkomponente der vielfach kritisierten Neuen Alli-
anz für Ernährungssicherung in Afrika (New Alliance 
for Food Security and Nutrition – G8NA), die 2012 
auf dem G8-Gipfel in Camp David gegründet wurde, 
zur Formalisierung der afrikanischen Saatgutmärkte 
unter anderem im Sinne von UPOV91⁵ umgesetzt. 
Der Saatgutsektor in Afrika ist noch zu 70 bis 80 Pro-
zent informell organisiert, kurz Tausch und Nachbau 
sind essenzielle Quellen für Saatgut. Diese Praktiken 
werden mit der Einführung strenger Saatgutgeset-
ze und Sortenschutz auf Basis von UPOV91 massiv 
eingeschränkt oder in die Illegalität gedrängt. Beste-
hende bäuerliche Saatgutsysteme werden nicht etwa 
verbessert, sondern zugunsten von Saatgutkonzernen 
geschwächt. 

Aber AGRA hat es sehr erfolgreich geschafft  , weite-
re Aufmerksamkeit auf den Agrarsektor in Afrika zu 
legen und leider Agrarpolitiken im Sinne ihrer Grü-
nen Revolutionsziele zu beeinfl ussen. Dies drückt sich 
nicht zuletzt darin aus, dass viele Staaten im Rahmen 
von Farm-Input-Subsidy-Programmen (FISP) für die 
Grüne Revolution essenzielle Inputs, wie chemischen 
Dünger und Hybridsaatgut, subventionieren und sich 
immer mehr um Großinvestitionen von Agrarkonzer-
nen bemühen und dafür auch in nicht geringem Maße 
externe Gelder einwerben. Auch gelang es AGRA, sich 
immer mehr zu »afrikanisieren«: Immer mehr afrika-
nische Regierungen und Institutionen begeistern sich 
für die Konzepte von AGRA. Diese Leistung muss 
man bei aller notwendigen Kritik am vertretenen 
 Agrarmodell anerkennen.

Afrikanische Agrarpolitiken und der Druck 

des Weltmarktpreises 

Grundsätzlich ist zu beobachten, dass die afrikani-
schen Staaten aus verschiedenen Gründen einen star-
ken Druck verspüren, ihre eigene landwirtschaft liche 
Produktion auf die Erreichung der Weltmarktpreise 
auszurichten. Einerseits geht dieser Druck, wie oben 
dargelegt, stark von der WTO und exportorientierter 
Agrarpolitiken wie der GAP aus; andererseits muss 
es Ziel jeder afrikanischen Regierung sein, die eige-
ne, meist arme Bevölkerung mit Nahrungsmitteln zu 
versorgen, die so preisgünstig sind wie möglich. Hier 
treten jedoch deutliche Zielkonfl ikte zutage: Denn in 
vielen afrikanischen Staaten lebt noch mehr als die 
Hälft e der Bevölkerung auf dem Land; in nicht weni-
gen Staaten ist der kleinteilig strukturierte Agrarbe-
reich der Beschäft igungssektor schlechthin und für die 
Einnahme der meisten Devisen verantwortlich. Aber 
nach über 30 Jahren der Vernachlässigung, die sich 
fast nahtlos an die koloniale Ausbeutung des länd-
lichen Raumes anschließen, ist dieser Agrarsektor 
nicht wettbewerbsfähig auf dem Weltmarkt.

Was diesen Agrarsektor aber auszeichnet, ist die 
Tatsache, dass er bislang mit sehr wenig externem 
Input zurechtkommt (und kommen muss). Der Ein-
satz von chemischen Düngemitteln und Pestiziden ist 
noch verhältnismäßig gering, gleichzeitig bestehen 
auch noch traditionelle Saatgutsysteme. Dies sind gute 
Voraussetzungen, auf die man mit einer agrarökolo-
gischen Intensivierung aufb auen könnte, mit deren 
Hilfe – bei Erhalt der bäuerlichen Unabhängigkeit – 
die Erträge stark zu steigern wären. Eine solche agrar-
ökologische Intensivierung ist dringend erforderlich, 
denn viele der heutigen bäuerlichen Anbausysteme 
in Afrika wirtschaft en ineffi  zient und sind nicht opti-
mal – nicht zuletzt, weil sie bereits zu stark an den Ide-
en der Grünen Revolution ausgerichtet sind, ohne je-
doch den Zugang zu den benötigten Inputs zu haben. 

Gleichzeitig würde eine agrarökologische Intensi-
vierung bedeuten, gegen den Strom der internatio-
nalen Agrarpolitikausrichtung, besonders im fi nanz-
starken und entwicklungshilfegebenden Norden zu 
schwimmen. Man würde dabei auf einen Lösungsweg 
setzen, der vor allem langfristige Wirkungen entfalten 
würde. Aber es wäre ein Ansatz, der bei der Mehrheit 
der eigenen Bevölkerung ansetzen könnte.

Doch die afrikanischen Regierungen scheinen sich 
eher für den schnellen Sprung nach vorne auf der Ba-
sis der Grünen Revolution, Landkonzentration und 
ausländischer Investoren entschieden zu haben. Diese 
Dreierkombination soll die afrikanische Agrarpro-
duktion auch ohne Zölle wettbewerbsfähig machen, 
aber eben auf Kosten eines großen Teils der kleinbäu-
erlichen Familien. Deutliche Zeichen dafür sind, dass 
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immer wieder neue »Wachstumskorridore«, wie der 
vielfach kritisierte SAGCOT-Korridor in Tansania,⁶ 
ausgerufen wurden und die afrikanischen Politiker 
sich verstärkt Initiativen wie der neuen G8-Allianz 
angeschlossen haben. Neueste Vision in diesem Zu-
sammenhang sind milliardenschwere Investitionen in 
sog. staple crops processing zones across Africa durch 
die Afrikanische Entwicklungsbank. Auf Gunststand-
orten soll die großfl ächige Produktion von kalorien-
haltigen Grundnahrungsmitteln (Mais, Reis Cassava) 
mit anschließender industrieller Verarbeitung geför-
dert werden.⁷ Hier besteht klar die Gefahr, dass es zu 
großfl ächigem Landgrabbing kommen kann und vor 
allem Nahrungsmittelkonzerne oder multinationale 
Agrarhandelskonzerne profi tieren. 

Neuer Blick auf afrikanische Agrarpolitik

Das African Center for Biodiversity (ACB) starte-
te 2016 eine Übersichtsstudie zu Agrarpolitiken und 
Farm-Input-Subsidy-Programmen (FISP) im südli-
chen Afrika.⁸ Die Studie ist in die umfangreiche Arbeit 
von ACB zur Kritik der Grünen Revolution in Afrika 
einzuordnen. Anhand der Studie wird deutlich, dass 
die meisten Agrarpolitiken im südlichen Afrika auf 
FISP als zentrales Förderelement setzen. Mit den FISP 
werden vor allem synthetischer Dünger und Hybrid-
saatgut (mit Schwerpunkt auf Mais) gefördert: Inputs, 
die sehr gut in die Logik der Grünen Revolution pas-
sen und versprechen, die Erträge zumindest kurz-
fristig zu steigern. 

Die Kritik des ACB an diesen Programmen macht 
aber auch deutlich, dass von diesen Subventionssys-
temen vor allem die großen Düngemittelkonzerne 

und Saatgutkonzerne profi tieren, denn der Absatz 
ihrer Produkte steigt und immer mehr Bäuerinnen 
und Bauern werden an ihre Geschäft smodelle heran-
geführt. Gleichzeitig wird so aber nicht deren Unab-
hängigkeit gefördert, denn die meisten von ihnen sind 
ohne Subventionen nicht in der Lage, diese Inputs 
dauerhaft  zu erwerben. Es drohen Abhängigkeit und 
Verschuldung, die zu dauerhaft em Einkommensver-
lust und im schlimmsten Fall zu Landverlust führen 
können. Vor allem größere und besser gestellte Betrie-
be profi tieren mittel- und vielleicht auch langfristig 
von diesem FISP-System. 

Daher werfen zusammen mit ACB einige Klein-
bauernorganisationen, Landfrauen und andere NGOs 
vermehrt die Frage auf, wieso mit dem knappen Geld 
der afrikanischen Staaten nicht die Ansätze gefördert 
werden, die sich 40 Jahre auf dem Land behauptet und 
verfestigt haben und die nicht auf externe Betriebsmit-
tel angewiesen sind.⁹ Diese Ansätze, die am besten mit 
dem Begriff  »Agrarökologie« zu fassen sind, würden 
enorm von einer verbesserten Agrarberatung, Agrar-
ausbildung und einer weniger diskriminierenden 
Gesetzeslage profi tieren. Dies sind alles Dinge, die 
man auch mit den geringen fi nanziellen Mitteln der 
afrikanischen Agrarpolitiken gut fördern könnte und 
die vor allem die Unabhängigkeit der Bäuerinnen und 
Bauern stärken würde. 

Es ist eine sehr beachtenswerte kritische Agrar-
bewegung, die zurzeit in Afrika im Entstehen ist.¹⁰ 
Denn sie kritisiert nicht mehr nur die Exporte und 
Entwicklungsprogramme des Nordens, sondern for-
dert auch die eigene afrikanische Agrarpolitik mit all 
ihren Fehlern und Widersprüchen heraus. Nimmt 
man diese Bewegung ernst und will sie unterstützen, 

Folgerungen & Forderungen

 ■ Die GAP muss so reformiert werden, dass sie nicht 

andere Agrarpolitiken, die mit ihr im Agrarhandelswett-

bewerb stehen, in das Modell der Grünen Revolution 

und den landwirtschaftlichen Strukturwandel (»Wach-

sen oder Weichen«) zwingt. Dies gilt insbesondere für 

die afrikanischen Agrarpolitiken.

 ■ Ein Austausch zwischen Organisationen in Afrika und 

Europa, die zur Veränderung der jeweiligen Agrarpolitik 

hin zu mehr Ökologie und sozialer Gerechtigkeit arbei-

ten, ist aufzubauen.

 ■ Die Auswirkungen der GAP auf die Länder des Südens 

müssen stärker im Kontext der internationalen Agrar- 

und Umweltdebatte berücksichtigt werden.

 ■ Die Bundesregierung sollte sich aus der Förderung 

von Projekten wie Allianz für eine Grüne Revolution in 

Afrika (Alliance for a Green Revolution in Africa, AGRA) 

zurückziehen, weil deren Ansatz dem Konzept der 

 Agrarökologie diametral entgegensteht.

 ■ Die Bundesregierung sollte sich in ihrer internationalen 

Arbeit für eine Förderung von Agrarökologie einsetzen 

und die Gründung einer »Agrarökologischen Geber-Alli-

anz« vorantreiben. Sie setzt sich dafür ein, Entwicklungs-

politik und Agrarpolitik der Europäischen Union im Sinne 

von Agrarökologie neu auszurichten.

 ■ Das Prinzip der gemeinschaftlichen Wissenserarbei-

tung (co-creation of knowledge) als Basis sowohl für die 

Wissenschaft (farmer-led research) als auch in der land-

wirtschaftlichen und lebensmittelhandwerklichen Be-

ratungsarbeit, beispielsweise durch bäuerliche Schulen 

für Agrarökologie oder horizontalem Wissensaustausch 

(farmer-to-farmer), sollte angewendet und durch die 

Bundesregierung gefördert werden.
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wird man auch den eigenen europäischen Blick auf 
die GAP und die Flächenprämie nachschärfen müs-
sen. Es wird in Zukunft  nicht nur von Bedeutung sein, 
darauf zu schauen, was die EU-Agrarexporte in den 
Ländern Afrikas verursachen; die Debatte zur hie-
sigen Agrarpolitik bietet auch umgekehrt Anknüp-
fungspunkte und Inspirationen für die Diskussion in 
Afrika oder anderen Kontinenten. Bisher wurde die 
Debatte über Agrarpolitiken, in Richtung Länder des 
Südens oder aus den Ländern des Südens, vor allem 
aus der Perspektive von Exporten und Importen ge-
führt. Dies sollte sich angesichts der Bedeutung des 
afrikanischen Kontinents für Europa und angesichts 
der Herausforderungen an die Agrarpolitik, die mit 
den EU-Entwicklungszielen verbunden sind (siehe 
Kasten), dringend und schnell ändern.

Flächenprämie – kein Vorbild für Afrika

Gerade angesichts des wachsenden Widerstands 
und der zunehmenden Kritik, dass die afrikanischen 
Agrar politiken an den Interessen der Bäuerinnen und 
Bauern vorbeigehen, wäre es für Afrika wichtig, sich 
auf Modelle oder Inspirationen aus anderen Ländern 
oder Kontinenten beziehen zu können. Die GAP mit 
ihrer Flächenprämie kann dies zurzeit jedoch nicht 
leisten. Im Gegenteil: Bereits für die EU hat die Flä-
chenprämie keine Antwort darauf, wie kleine Be-
triebe unter 20 Hektar erfolgreich in der Produktion 
gehalten werden können. Nicht zu sprechen von den 
Kleinstbetrieben unter vier Hektar, wie sie noch z. B. 
in Rumänien, aber gerade auch in Afrika vorherr-
schen. Bisher benachteiligt die Flächenprämie solche 
Kleinstbetriebe national oder international systema-
tisch, indem sie die Einkommensstützung danach 
bemisst, wie viel Fläche bewirtschaft et wird, und nur 
sehr gering die ökologischen und sozialen Folgekosten 
einer großfl ächigen Bewirtschaft ung berücksichtigt. 

Bisher leistet die Flächenprämie keinen positiven 
Beitrag zur globalen Agrarwende. Vielmehr setzt sie 
eher die Agrarpolitiken in anderen Ländern unter 
Druck, ebenfalls die Weltmarktorientierung (mit all 
ihren Verzerrungen mit Blick auf Preise, Ökologie 
und Soziales) zu erhalten bzw. herbeizuführen. Wer 
über eine Agrarwende für Afrika nachdenkt, der soll-
te zugleich das europäische Fördersystem mit seiner 
einseitigen Orientierung an der Fläche kritisch in den 
Blick nehmen.
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